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Vernehmlassung zur Teilrevision: ökonomische Aspekte 

 

In der "Übersicht" des "Erläuternden Berichts zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
zur Teilrevision des Epidemiengesetzes" wird ausgeführt, dass die Bewäl6gung der Covid-19-
Krise gezeigt habe, "dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Schutz der 
Bevölkerung vor übertragbaren Krankheiten weiter verbessert werden" müssten, um Bund 
und Kantone in die Lage zu versetzen, "Epidemien und andere grosse zukünDige 
Herausforderungen für die öffentliche Gesundheit besser zu bewälGgen". 

Im Umgang mit Covid wurde Einiges gut gemacht, Anderes nicht. Macht man ein neues 
Gesetz, das explizit zum Ziel hat, künMige Herausforderungen besser (als bei Covid) zu 
bewäl6gen, muss man erwarten, dass das in den Gesetzesänderungen klar zum Ausdruck 
kommt. 

Aus ökonomischer Sicht, und nur diese wird hier vertreten, müsste man erwarten, dass 
deshalb mindestens folgenden Aspekten Rechnung getragen wird: 

• Massnahmen sollen Evidenz-basiert sein. 
• Wo Massnahmen nicht Evidenz-basiert sein können, weil man zu wenig weiss, sollen 

diese einer explizit formulierten Risikostrategie folgen (z.B. Maximin-Prinzip). Damit 
soll – beispielsweise – erreicht werden, dass man im konkreten Fall keine 
Massnahmen ergreiM, deren Schaden man prak6sch nicht abschätzen kann, und dass 
deswegen das Prinzip der Güterabwägung verletzt würde. 

• Massnahmen sollen auf der Basis einer Kosten-Nutzen-Betrachtung getroffen 
werden; die unterstellte Kostendefini6on (ökonomische Opportunitätskosten) muss 
explizit und klar sein. 

• Das Prinzip der Verhältnismässigkeit von Massnahmen muss explizit vorgegeben 
werden; es muss sich sichtbar und spürbar durch das ganze Gesetz erstrecken. Es 
muss klar sein, wie die Abwägungen im Prinzip und im Einzelfall vorgenommen 
werden sollen. Das gilt vor allem dann, wenn Freiheitsrechte gemäss 
Bundesverfassung zugunsten direkter Eingriffe zur Disposi6on gestellt werden sollen. 

• Es muss explizit und implizit klar sein, dass Fehlinforma6onen und Angst keine Basis 
sind, die Bevölkerung zu einem aus der jeweiligen Lage heraus gewünschten 
Verhalten zu veranlassen. 

• Es muss eine explizite Fehlerkultur verlangt werden, die ex post zu Anwendung 
kommen muss. Es darf nicht sein, dass offensichtliche Fehler nicht als "zu 
vermeiden" in Handbücher zur künMigen Krisenhandhabung einfliessen. 

 

 



Abgesehen vom neuen Art. 2 Abs. 3  

"Bei der Planung und Umsetzung der Massnahmen ist Folgendes zu berücksichGgen: 
a. die Grundsätze der Subsidiarität, der Wirksamkeit und der Verhältnismässigkeit;  
b. die Auswirkungen auf VolkswirtschaD und GesellschaD;" 

werden diese Anforderungen nicht angesprochen, geschweige denn umgesetzt.  

Die geforderten Prinzipien – Evidenz-basiert, Risiko-orien6ert, Kosten-Nutzen-Betrachtung, 
Verhältnismässigkeit, Fehlerkultur – werden in den Gesetzesformulierungen nicht gelebt. 
Nirgends im Gesetz entsteht der Eindruck, als ob diesen Prinzipien Rechnung getragen 
werden soll. Gewisse Prinzipien werden im besten Fall (Subsidiarität, Wirksamkeit, 
Verhältnismässig), so der Eindruck, lieblos und implika6onslos hingeschrieben, damit sie 
dort stehen. Gelebt wird das nicht. 

Es muss daher gefolgert werden, dass die Gesetzesänderungen den gestellten 
Anforderungen gemäss "Erläuterndem Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsver-
fahrens zur Teilrevision des Epidemiengesetzes" IN KEINER WEISE genügen. Die Gesetzes-
änderungen sind zu stark von der Idee getragen, dass einer Pandemie mit technischen 
Massnahmen, ohne die Kollateralschäden zu bewerten, begegnet werden kann und dass 
den ökonomischen und politökonomischen Aspekten - ausser bei Entschädigungen und 
Kostenübernahmen - keine Rechnung getragen werden muss. Eine echte Abwägung von sich 
widersprechenden Massnahmen, d.h. die Umsetzung des Prinzips der Verhältnismässigkeit 
auf der Basis expliziter Kosten- und Risikokonzepte, findet NICHT stae. 

Aus diesen Gründen bin ich mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einverstanden. Sie soll 
vollständig überarbeitet werden, damit den genannten Prinzipien formell und vor allem 
materiell Rechnung getragen werden kann. 


